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AT: Allgemeine Anforderungen für 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen  

AT 1 Vorbemerkung  

 

1.  Dieses Rundschreiben präzisiert einzelne Regelungen des 6. 

Abschnitts des WpHG sowie der auf Grundlage dieser Bestimmungen 

erlassenen Vero rdnungen 1. Das Rundschreiben setzt hierbei einen 

flexiblen und praxisnahen Rahmen für die Ausgestaltung der 

Geschäftsorganisation des Wertpapiergeschäfts der unter die 

Vorschriften fallenden Unternehmen. Das Rundschreiben soll 

zusätzlich ï insbesondere für  kleinere Unternehmen -  

Orientierungshilfen geben. An verschiedenen Stellen enthält das 

Rundschreiben eine beispielhafte Auflistung möglicher Maßnahmen, 

die geeignet sind, den Anforderungen der genannten Regelungen 

nachzukommen.  

 

2.  Das Rundschreiben soll das Vertrauen der Anleger in das 

ordnungsmäßige Funktionieren der Wertpapiermärkte fördern und 

den Schutz der Gesamtheit der Anleger und die institutionelle 

Funktionsfähigkeit der Kapitalmärkte stärken sowie dem Schutz des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens  und seiner Mitarbeiter 

dienen. Das Rundschreiben zielt zugleich auf die Einführung 

angemessener Maßnahmen zur Minderung des Risikos von 

aufsichtsrechtlichen Maßnahmen, Schadensersatzansprüchen 

gegenüber Unternehmen und Reputationsschäden für Unternehmen 

aufgrund von Verstößen gegen die Bestimmungen des 6. Abschnitts 

des WpHG.  

 

3.  Das Rundschreiben dient als Kompendium, das die Verwaltungspraxis 

der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt) 

zu einzelnen Regelungen aus den o. g. Vorschrif ten zusammenführt. 

Mit diesem Rundschreiben wird den Unternehmen eine bei Bedarf zu 

aktualisierende Zusammenstellung sämtlicher, von der Bundesanstalt 

veröffentlichten und gültigen Verwaltungspraktiken zum 6. Abschnitt 

des WpHG zur Verfügung gestellt.  

 

4.  Da nur einzelne Regelungen aus den o. g. Rechtsnormen näher 

erläutert werden, erhebt das Rundschreiben keinen Anspruch auf 

Vollständigkeit. Die Bundesanstalt wird einen fortlaufenden Dialog 

mit der Praxis führen, um dem jeweils sich ergebenden 

Konkretisierung sbedarf Rechnung zu tragen.  

                                           
1 Bezugnahmen auf die Bestimmungen des 6.  Abschnitts des WpHG im Rahmen dieses 

Rundschreibens sind als Bezugnahme auf diese Bestimmungen einschließlich der auf der 

Grundlage dieser Bestimmungen erlassenen Verordnungen zu verstehen.  
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5.  Das Rundschreiben ist modular aufgebaut, so dass notwendige 

Anpassungen in bestimmten Regelungsfeldern auf die zeitnahe 

Überarbeitung einzelner Module beschränkt werden können. In 

einem allgemeinen Teil (Modul AT) befinden sich  grundsätzliche 

Prinzipien zu den im 6. Abschnitt des WpHG geregelten 

Organisations -  und Verhaltenspflichten. Im Besonderen Teil werden 

einzelne konkrete Vorschriften und Pflichten näher erläutert.  

 

6.  Das Rundschreiben enthält zum einen Anforderungen , die v on der 

Bundesanstalt als zwingende Vorgaben aus den Regelungen des 6. 

Abschnitts des WpHG angesehen werden  (in der Regel 

gekennzeichnet durch Verwendung der Formulierung Ămussñ, Ăistñ 

oder Ăhatézuñ). Diese sind von allen unter die jeweiligen Regelungen 

fal lenden Unternehmen einzuhalten. Weiter enthält das 

Rundschreiben Vorgaben , die  als  im Regelfall einzuhalten angesehen 

werden , von denen jedoch unter b estimmten Umständen abgewichen 

werden kann. Diese sind durch Verwendung der Formulierung Ăsollñ 

oder Ăist grundsªtzlichñ gekennzeichnet. Bei einigen dieser Vorgaben  

stellt das Rundschreiben die Anforderung auf, Abweichungen 

schriftlich zu b egründen.  

 

Neben den nach der Verwaltungspraxis der Bundesanstalt zwingend  

und im Regelfall einzuhaltenden  Anforderungen beinhaltet das 

Rundschreiben auch Empfehlungen, die entweder durch 

ausdrückliche Benennung als Empfehlung oder unter Verwendung 

der Formulierung Ăkannñ ausgestaltet sind. Mit einer Empfehlung 

werden unverbindliche Vorschläge oder Handlungsalternativen 

aufg ezeigt.  

 

Zusätzlich enthält das Rundschreiben an vielen Stellen Beispiele zur 

Verdeutlichung der enthaltenen Vorgaben als auch einfache Hinweise 

zu unverbindlichen, informativen Zw ecken, die ebenfalls als solche 

geken nzeichnet sind.   

 

7.  Die in BT 1 dieses R undschreibens enthaltenen Anforderungen 

richten sich an die Compliance -Funktion des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens. Der Allgemeine Teil sowie 

BT 2 bis BT  5 dieses Rundschreibens richten sich an das 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen als solches. D ie 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen bestimmen den zuständigen 

Geschäftsbereich für diese Bereiche selbst.  

 

 

AT 2 Quellen  
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 AT 2.1 Internationale/europäische Quellen und Auslegungen  

 

Den durch dieses Rundschreiben konkretisierten gesetzlichen Vorgaben 

liegen die folgenden supranationalen Rechtsquellen und Abkommen 

zugrunde:  

 

1.  International Organization of Securities Commissions  (IOSCO)ôs 

Objectives and Principles of Securities Regulation , hier Verlinkung  

 

2.  Basel Committee on Banking Supervisionôs Complian ce and the 

Compliance Function in Banks , hier Verlinkung  

 

3.  EU-Richtlinie 2004/39/EG, EU -Richtlinie 2006/73/EG und EU -

Rechtsverordnung 1287/2006 2, hier Verlinkung  

 

4.  Verlautbarungen  der Europäischen Wertpapierbehörde (European 

Securities and Markets Authority ï ESMA) bzw. deren Vorgänger, des 

Committees of European Securities Regulators (CESR):  

 

¶ Leitlinien zu einigen Aspekten der MiFID -Anforderungen an die 

Compliance -Funktion  vom 28. September 2012, hier Verlinkung  

 

¶ Leitlinien zu einigen Aspekten der MiFID -Anf orderungen an die 

Eignung  vom 21. August 2012, hier Verlinkung  

 

¶ CESR's Level 3 Recommendations on the List of Minimum 

Records under Article 51(3) of the MiFID Implementing Directive 

vom 09. Februar 2007, hier Verlinkung  

 

¶ CESRôs Q & A on Best Execution vom 29. Mai 2007, hier 

Verlinkung . 

 

AT 2.2 Nationale Rechtsquellen  

 

Diesem Rundschreiben liegen die folgenden nationalen Rechtsquellen 

zugrunde:  

 

1.  Gesetz über den Wertpapierhandel (Wertpapierhandelsgesetz ï 

WpHG) 3 

                                           
2 Diese Verordnung ist unmittelbar geltendes Recht, ohne dass eine Umsetzung durch ein deutsches 

Gesetz erforderlich ist .  
3 Die Vorschriften der §§ 31 ff. WpHG wurden bislang mitunter durc h die Richtlinie des 

Bundesaufsichtsamtes für den Wertpapierhandel zur Konkretisierung der 

Organisationspflichten von Wertpapierdienstleistungsunternehmen gemäß § 33 Abs. 1 
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2.  Gesetz über das Kreditwesen (Kreditwesengesetz  ï KWG)  

 

3.  Verordnung zur Konkretisierung der Verhaltensregeln und 

Organisationsanforderungen für 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen (Wertpapierdienstleistungs -

Verhaltens -  und Organisationsverordnung -  WpDVerOV)  

 

4.  Verordnung über die Analyse von Finanzinstr umenten 

(Finanzanalyseverordnung ï FinAnV).  

 

5.  Verordnung über den Einsatz von Mitarbeitern in der 

Anlageberatung, als Vertriebsbeauftragte oder als Compliance -

Beauftragte und über die Anzeigepflichten nach §  34d des 

Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG -Mitarbeit eranzeige -Verordnung ï 

WpHGMaAnzV)  

 

AT 3 Anwendungsbereich  

 

AT 3.1 Anwenderkreis  

 

Die Anforderungen des Rundschreibens finden auf alle 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Sinne von §  2 Abs. 4 WpHG 

Anwendung. Dies sind alle Kreditinstitute und 

Finanzdie nstleistungsinstitute nach §  1 Abs.  1 und Abs.  1a KWG sowie 

sämtliche nach §  53 Abs.  1 Satz  1 KWG tätige Unternehmen, die 

Wertpapierdienstleistungen nach §  2 Abs.  3 WpHG gewerbsmäßig oder 

in einem Umfang erbringen, der einen in kaufmännischer Weise 

eingeri chteten Geschäftsbetrieb erfordert. Ausgenommen sind 

Unternehmen, die einen Ausnahmetatbestand nach §  2a WpHG erfüllen.  

 

Auf Zweigniederlassungen nach §  53b KWG finden nur AT  8 und BT  3 bis 

BT 7 dieses Rundschreibens Anwendung. Auf im EWR ansässige 

Zweign iederlassungen deutscher Wertpapierdienstleistungsunternehmen 

finden die Bestimmungen des AT sowie BT 1 und BT 2 dieses 

Rundschreibens Anwendung.  

                                                                                                           
WpHG vom 25. Oktober 1999 ("Compliance -Richtlinie") hier Verlinkung, die Richtlinie  

gemäß § 35 Abs. 6 WpHG zur Konkretisierung der §§ 31 ff. WpHG für das 

Kommissionsgeschäft, den Eigenhandel für andere und das Vermittlungsgeschäft der 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen vom 23. August 2001 ("Wohlverhaltens -Richtlinie") 

hier Verlinkung s owie die Bekanntmachung des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen 

und des Bundesaufsichtsamtes für den Wertpapierhandel über Anforderungen an 

Verhaltensregeln für Mitarbeiter der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute in 

Bezug auf Mitarbeite rgeschäfte vom 7. Juni 2000 ("Mitarbeiter -Leitsätze") hier Verlinkung 

konkretisiert. Diese Verwaltungsvorschriften wurden mit Schreiben vom 23. Oktober 2007 

zum 01. November 2007 aufgehoben.  
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Kredit -  und Finanzdienstleistungsinstitute, die keine 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Sinne von §  2 A bs.  4 WpHG 

sind, unterliegen den allgemeinen organisatorischen Anforderungen des 

§ 25a Abs.  1 KWG, nicht aber den Anforderungen von §§  31 ff. WpHG 

und diesem  Rundschreiben . 

 

Die Anforderungen dieses Rundschreibens finden auf 

Kapitalanlagegesellschaften und  Investmentaktiengesellschaften 

Anwendung, soweit diese Dienstleistungen und Nebendienstleistungen 

im Sinne von § 7 Abs.  2 Nr.  1, 3 und  4 InvG erbringen, mit der 

Maßgabe, dass  

a)  die Anforderungen im AT und in BT 1 keine Anwendung finden 

(siehe hierzu auch A bschnitt 1 Tz. 4 des   Rundschreibens 

Mindestanforderungen an das Risikomanagement für 

Investmentgesellschaften (InvMaRisk) vom 30. Juni 2010,   

b)  die Anforderungen in BT 2, BT 3, BT 4 und BT 6 Anwendung 

finden, soweit die entsprechenden Regelungen der §§ 31 ff. 

WpHG über § 5 Abs. 3 InvG gelten.  

Die Ausführungen betreffend §§ 34b und 34c WpHG sowie die  

Finanzanalyseverordnung (FinAnV) im BT 5 dieses Rundschreibens 

gelten auch für andere Personen als  

Wertpapierdienstleistungsunternehmen.  

 

AT 3.2 Proportionalitä tsgrundsatz  

 

Das Rundschreiben trägt der heterogenen Unternehmens struktur und 

der Vielfalt der Geschäftsaktivitäten der 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen Rechnung. Es enthält zahlreiche 

Öffnungsklauseln, die insbesondere abhängig von der Größe der 

Unter nehmen , den Geschäftsschwerpunkten und der Risikosituation eine 

vereinfachte Umsetzung ermöglichen. Insoweit kann es vor allem auch 

von kleineren Unternehmen  flexibel umgesetzt werden. Bei Ermittlung 

der jeweils angemessenen Vorkehrungen sind Art, Umfang, Komplexität 

und Risikogehalt des jeweiligen Geschäfts sowie Art und Spektrum der 

angebotenen Wertpapierdienstleistungen zu berücksichtigen.  

 

 

AT 4 Gesamtverantwortung der Geschäftsleitung  
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Die Verantwortung für die Einhaltung der im WpHG geregelten Pflich ten 

trägt die Geschäftsleitung. Alle Geschäftsleiter nach §  1 Abs.  2 KWG 

sind, unabhängig von der internen Zuständigkeitsregelung im 

Unternehmen oder im Konzern, für die ordnungsgemäße 

Geschäftsorganisation und deren Weiterentwicklung verantwortlich. 

Diese  Verantwortung erstreckt sich auch auf ausgelagerte Aktivitäten 

und Prozesse. Die Verantwortung besteht bei einer Delegation von 

Aufgaben fort.  

 

 

AT 5 Zusammenarbeit mehrerer 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen  

 

Werden Wertpapierdienstleistungen für einen  Kunden durch zwei oder 

mehrere Wertpapierdienstleistungsunternehmen mit Sitz im EWR 

erbracht, beispielsweise indem ein 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen einen Kundenauftrag von einem 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen an ein anderes 

Wertpapierdienstl eistungsunternehmen zur Ausführung weiterleitet, 

dürfen die beteiligten Unternehmen grundsätzlich darauf vertrauen, dass 

die anderen beteiligten Unternehmen die ihnen jeweils obliegenden 

aufsichtsrechtlichen Pflichten erfüllen. Dies gilt auch für die gegen über 

den Kunden bestehenden aufsichtsrechtlichen Pflichten, soweit 

gesetzlich oder vertraglich festgelegt ist, welche der Unternehmen diese 

zu erfüllen haben. §  31e WpHG enthält eine derartige gesetzliche 

Festlegung.  

 

Dies gilt nicht, soweit einem der Wer tpapierdienstleistungsunternehmen 

offensichtliche Anhaltspunkte vorliegen, dass eines der anderen 

Unternehmen seinen aufsichtsrechtlichen Pflichten nicht nachkommt.  

 

 

AT 6 Allgemeine Anforderungen an 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen nach §  33 Abs.  1 Wp HG  

 

1.  Ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen hat angemessene 

Grundsätze aufzustellen, Mittel vorzuhalten und Verfahren 

einzurichten, die darauf ausgerichtet sind, sicherzustellen, dass das 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen selbst und seine Mitarbeiter 

den Verpflichtungen des WpHG nachkommen. Dies erfordert 

insbesondere die Einrichtung einer dauerhaften und wirksamen sowie 

prozessbegleitend als auch präventiv tätigen Compliance -Funktion, 

die ihre Aufgaben unabhängig wahrnehmen kann.  
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2.  Die aufgestellten Gr undsätze und eingerichteten Verfahren haben die 

effektive Durchführung der erforderlichen Kontrollhandlungen 

sicherzustellen. Hierbei sind zunächst die operativen Bereiche für die 

Einhaltung der Vorschriften und die Durchführung von Kontrollen 

(Selbstkontr ollen), verantwortlich. Es ist sicherzustellen, dass 

zusätzlich  ï zumindest stichprobenartig ïÜberwachungshandlungen 

durch andere Bereiche, etwa eine Überwachung des Handels durch 

die Handelsabwicklung und/oder die Compliance -Funktion, erfolgen.  

 

3.  Die C ompliance -Funktion überwacht hierbei die zur Einhaltung der 

Vorschriften des WpHG, insbesondere der §§  31 ff. WpHG, 

getroffenen Vorkehrungen. Die spezifischen Anforderungen an die 

Compliance -Funktion werden unter BT 1 dieses Rundschreibens 

dargestellt.  

 

 

AT 6.1 Aufbau -  und Ablauforganisation des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens  

 

Die unter AT  6 Tz.  1 beschriebenen Vorkehrungen haben sich daran zu 

orientieren, inwieweit Wertpapierdienstleistungsunternehmen und ihre  

Mitarbeiter einem Interessenkonflikt un terliegen können oder ob diese 

regelmäßg  Zugang zu compliance - relevanten Informationen haben.  

 

Zugang zu compliance - relevanten Informationen haben insbesondere 

Personen, die Zugang zu Insider -  oder anderen vertraulichen 

Informationen haben. Als Insiderinf ormationen gemäß § 13 WpHG sind 

insbesondere Kenntnisse über die im Emittentenleitfaden in Kapitel IV 

2.2.4., S. 56 -57 aufgeführten Sachverhalte anzusehen, sofern sie im 

Falle ihres öffentlichen Bekanntwerdens geeignet sind, den 

Kurs/Börsenpreis eines Fina nzinstruments erheblich zu beeinflussen: 

Verlinkung zum Emittentenleitfaden der BaFin, Stand: 28. April 2009, 

Kapitel IV 2.2.4., S. 56 -57.  

 

Des Weiteren ist als compliance - relevante Information die 

bestimmungsmäßige Möglichkeit zur Kenntnis nahme  von 

Kunden aufträgen anzusehen, soweit diese durch den Abschluss von 

Eigengeschäften des Unternehmens oder Mitarbeitergeschäften zum 

Nachteil des Kunden verwendet werden kann ( insbesondere zum Vor - , 

Mit -  oder Gegenlaufen).  

 

 

AT 6.2 Mittel und Verfahren des Wertpapier dienstleistungsunternehmens  
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1.  Zu den notwendigen Mitteln und Verfahren eines 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens zählen insbesondere  

a.  wirksame Vorkehrungen für angemessene Maßnahmen, um 

Interessenkonflikte bei der Erbringung von 

Wertpapierdienstleistungen  oder Wertpapiernebendienstleistungen 

zwischen dem Unternehmen einschließlich seiner Mitarbeiter und der 

mit ihm direkt oder indirekt durch Kontrolle im Sinne des § 1 Abs.  8 

KWG verbundenen Personen und seinen Kunden oder zwischen 

seinen Kunden zu erkennen  und eine Beeinträchtigung der 

Kundeninteressen zu vermeiden,  

b.  Vorkehrungen, um bei Systemausfällen und -störungen 

Verzögerungen bei der Auftragsausführung oder -weiterleitung 

möglichst gering zu halten,  

c.  wirksame und transparente Verfahren für eine angemes sene und 

unverzügliche Bearbeitung von Beschwerden durch Privatkunden,  

d.  Vorkehrungen um sicherzustellen, dass eine regelmäßige 

Überwachung und Bewertung der Angemessenheit und Wirksamkeit 

der getroffenen organisatorischen Maßnahmen erfolgt und 

erforderlich e Maßnahmen zur Beseitigung von Unzulänglichkeiten 

getroffen werden.  

2.  Wertpapierdienstleistungsunternehmen, die in der Regel nicht über 

compliance - relevante Informationen im Sinne von AT 6.1  dieses 

Rundschreibens verfügen und deren Mitarbeiter in der Regel keinem 

Interessenkonflikt unterliegen, haben im Rahmen ihrer 

Organisationspflichten allgemeine Maßnahmen für den Fall 

vorzusehen, dass sie in Einzelfällen solche Informationen erhalten.  

 Wertpapierdienstleistungsunternehmen, die in der Regel über solche 

In formationen verfügen, haben ausreichende Vorkehrungen zu 

treffen und Maßnahmen zu ergreifen, um die im Unternehmen 

vorliegenden Informationen zu erfassen und ihre 

bestimmungsgemäße Weitergabe zu überwachen.  

 

 Die jeweiligen Anforderungen an die Compliance -Funktion werden in 

Modul BT 1 dieses Rundschreibens erläutert.  

 

3.  Zur Erfassung und Überwachung der Weitergabe von compliance -

relevanten Informationen im Sinne von AT  6.1  dieses 

Rundschreibens sind nachfolgend beispielhaft aufgezählte 

Maßnahmen und Instr umente als geeignet anzusehen.  

 

a.  Vertraulichkeitsbereiche (sog. Chinese Walls)  
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 Chinese Walls haben zum Ziel, dass Informationen im Sinne von AT 

6.1  dieses Rundschreibens, die in einem bestimmten Bereich des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens bekann t werden, den 

Bereich, in dem sie eingetreten sind, nur nach Maßgabe von 3.b. 

verlassen. Als mögliche organisatorische Maßnahmen dazu kommen 

in Frage:  

 

Å die funktionale oder die räumliche Trennung von 

Vertraulichkeitsbereichen (z.B. zwischen Kundenhandel und 

Eigengeschäft),  

  

Å die Schaffung von Zutrittsbeschränkungen,  

  

Å die Regelung von Zugriffsberechtigungen auf Daten.  

  

 Chinese Walls dienen dazu, die Auswirkungen von 

Interessenkonflikten zwischen dem 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen und seinen Ku nden oder 

zwischen seinen verschiedenen Kunden möglichst gering zu 

halten. Hierdurch soll auf die ununterbrochene und 

uneingeschränkte interessenkonfliktfreie Handlungsfähigkeit der 

einzelnen Bereiche des Wertpapierdienstleistungsunternehmens 

hingewirkt we rden, indem das in einem Bereich entstandene 

compliance - relevante Informationsaufkommen auf diesen 

Bereich beschränkt bleibt. Der jeweilige Bereich hat daher in 

eigener Verantwortung im Einvernehmen mit der Compliance -

Funktion alle Vorkehrungen zu treffen,  um die Vertraulichkeit der 

compliance - relevanten Informationen sicherzustellen. Soweit 

derartige Maßnahmen nicht getroffen werden können, sind 

andere vergleichbare organisatorische Maßnahmen zu treffen, 

um Interessenkonflikte möglichst gering zu halten.  

  

b.  Bereichsüberschreitender Informationsfluss (Wall Crossing)  

  

 Ein bereichsüberschreitender Informationsfluss ist zulässig, soweit 

dies zur Erfüllung der Aufgaben des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens erforderlich ist. In einem 

auf vielen Geschäftsf eldern tätigen, aber arbeitsteilig organisierten 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen kann die Hinzuziehung von 

Mitarbeitern aus anderen Bereichen oder die 

bereichsüberschreitende Informationsweitergabe insbesondere bei 

komplexen Transaktionen mit hohem Sc hwierigkeits -  und/oder 

Risikograd oder zur vollen Ausschöpfung der Produktpalette des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens notwendig sein.  
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 Die bereichsüberschreitende Weitergabe von Informationen im Sinne 

von AT 6.1  dieses Rundschreibens und die Einsch altung von 

Mitarbeitern aus anderen Bereichen sind daher statthaft, wenn sich 

die Informationsweitergabe auf das erforderliche Maß beschränkt 

(Need - to -know -Prinzip).  

  

c.  Überwachungsinstrumente  

 

 Die Überwachung von Geschäften in Finanzinstrumenten kann 

insbesondere mit Hilfe einer Beobachtungsliste und/oder Sperrliste 

durchgeführt werden.  

 

¶ Beobachtungsliste  

  

Die Beobachtungsliste (watch - list) ist eine nicht öffentliche, laufend 

aktualisierte Liste von Finanzinstrumenten, zu denen im 

Wertpapierdienstleist ungsunternehmen compliance - relevante 

Informationen im Sinne von AT 6.1  dieses Rundschreibens vorliegen. 

Die watch - list ist von der Compliance -Funktion grundsätzlich streng 

vertraulich zu führen. Die auf der watch - list vermerkten Werte 

unterliegen grundsätz lich keinen Handels -  und/ oder 

Beratungsbeschränkungen. Die watch - list dient der Compliance -

Funktion dazu, in den betreffenden Werten die Eigenhandels -  bzw. 

Mitarbeitergeschäfte zu überwachen. Ferner dient die watch - list zur 

Beobachtung, ob Chinese Walls z wischen den verschiedenen 

compliance - relevanten Bereichen des Unternehmens eingehalten 

werden. In die watch - list sind alle Finanzinstrumente einer 

Gesellschaft aufzunehmen, über welche compliance - relevante 

Informationen vorliegen (meldepflichtige Werte). M itarbeiter des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens, bei denen in Ausübung 

ihrer Tätigkeit compliance - relevante Informationen anfallen 

(Meldepflichtige), sind verpflichtet, unverzüglich eine entsprechende 

Meldung zur watch - list zu veranlassen.  

 

¶ Sperrliste  

  

 Als weiteres Compliance - Instrument neben der watch - list kann ein 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen auch eine oder mehrere 

Sperrlisten (restricted - lists) führen. Die restricted - list ist eine 

gleichfalls stets aktualisierte Liste meldepflichtiger Wert e, die jedoch 

im Gegensatz zur watch - list unternehmensintern nicht geheim zu 

halten ist und die dazu dient, den betroffenen Mitarbeitern und 

Bereichen des Wertpapierdienstleistungsunternehmens etwaige 

Beschränkungen für Mitarbeiter -  und Eigengeschäfte sowi e Kunden -  
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und Beratungsgeschäfte ï mit Ausnahme solcher Kundengeschäfte, 

die ohne vorherige Beratung auf Initiative des Kunden erfolgen -  

mitzuteilen. Bei der Aufnahme von Werten auf die restricted - list kann 

die Nennung eines Grundes für die Aufnahme nur i nsoweit erfolgen, 

als die entsprechenden Tatsachen bereits öffentlich bekannt sind.  

 

 

AT 7 Verhältnis §§  31 ff. WpHG zu §  25a KWG  

 

1.  Der Verweis in §  33 Abs.  1 Satz  1 WpHG auf §  25a KWG stellt klar, 

dass die Anforderungen nach 25a Abs.  1 und Abs.  4 KWG auch für 

die Erbringung von Wertpapierdienstleistungen Anwendung finden. 

Für den Bereich der Wertpapierdienstleistungen gelten die Vorgaben 

in §  33 Abs.  1 WpHG und §  12 WpDVerOV neben den Vorgaben in 

§ 25a Abs.  1 und Abs.  4 KWG einschließlich der Konkretisierun gen 

durch die MaRisk, hier Verlinkung . 

 

2.  Die Compliance -Funktion ist Bestandteil des internen 

Kontrollsystems nach §  25a Abs.  1 Satz  3 Nr.  1 KWG. Die in AT  6 

dieses Rundschreibens aufgeführten erforderlichen Grundsätze, 

Mittel und Verfahren sind somit Besta ndteil des internen 

Kontrollsystems des Wertpapierdienstleistungsunternehmens.  

 

 

AT 8 Aufzeichnungspflichten  

 

AT 8.1 Mindestaufzeichnungspflichten   

 

Der Mindestumfang der gesetzlich vorgegebenen Dokumentationen 

ergibt sich insbesondere aus dem Verzeichnis der 

Mindestaufzeichnungspflichten gemäß § 34 Abs. 5 WpHG der 

Bundesanstalt, hier Verlinkung . 

 

AT 8.2 Aufzeichnungspflicht gem. § 14 Abs. 2 Nr. 5 WpDVerOV  

Die Aufzeichnungspflicht des § 14 Abs. 2 Nr. 5 WpDVerOV wird 

nachfolgend näher ko nkretisiert. Gemäß § 14 Abs. 2 Nr. 5 WpDVerOV 

sind Wertpapierdienstleistungsunterne hmen verpflichtet, die Umstände 

aufzuzeichnen, aus denen sich ergibt, dass eine Zuwe ndung im Sinn e 

des § 31d Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WpHG darauf ausgelegt ist, die Qualität 

der für die Kunden erbrac hten Dienstleistungen  zu verbessern.  

 

AT 8.2.1 Zuwendungsverzeichnis  



 

 

Seite 18  | 106  

1.  Sämtliche Zuwendungen, die 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Zusa m menhang mit 

der Erbringung von Wertpapierdienstleistungen oder 

Wertpapiern ebendienstleistungen von Dritten anneh men, sind in 

einem unternehmensinternen Zuwendungsverzeichnis zu 

erfassen. Bei der Darstellung ist zwischen monetären 

Zuwendungen aus Vertriebsprovisionen, 

Vertriebsfolgeprovisionen/  Bestandsprov isionen, 

Vermittlungsprovisionen o.ä. und nicht monetären Zuw endungen, 

die e inen geldwerten Vorteil haben (wie beispielsweise die 

Übermittlung von Finanzan alysen, die Erbringung von 

Dienstleistungen an das Unterne hmen, die Überlassung von IT -

Hardware, IT -Software etc.) ,  zu untersche iden.  

 

2.  Das Zuwendungsverzeichni s ist jährlich unverzüglich nach 

Abschluss des G eschäftsjahres zu erstellen. Sofern ein 

Jahresabschluss aufzustellen ist, gilt eine Erstellung des 

Zuwendungsverzeichnisses innerhalb der dafür vorgesehenen 

Frist als unverzüglich. Das Zuwendungsverzeichnis k ann in 

schriftlicher oder elektronischer Form geführt werden . 

3.  Die monetären Zuwendungen, die in dem abgelaufenen 

Geschäftsjahr verei nnahmt wurden, sind betragsmäßig 

aufzuführen.  

4.  Zuwendungen, die an Kunden ausgekehrt werden, müssen nicht 

aufgeführt we rden.  

AT 8.2.2 Verwendungsverzeichnis  

 

1.  Soweit Wertpapierdienstleistungsunternehmen monetäre 

Zuwendungen anne hmen, haben sie außerdem jährlich 

unverzüglich nach Abschluss des Geschäftsja hres ein gesondertes 

Verwendungsverzeichnis zu erstellen. Darin müss en sie darl egen 

und b etragsmäßig oder unter Verwendung prozentualer Angaben 

beziffern, für welche Cluster des nachfolgenden Kataloges 

möglicher Maßnahmen der Qualität sverbesserung sie die im 

Geschäftsjahr vereinnahmten monetären Zuwendungen 

verwendet haben :  

 

-  Effiziente und hochwertige Infrastruktur  

(z. B. Standortausstattung, Aufrechterhaltung eines weit 

verzweigten Filialsy stems , Einsatz von IT -Systemen  

(Hardware/Software) oder Bereitstellung von  

Kommunikationsei nrichtungen)  
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-  Personalressourcen (z. B.  Beschäftigung und Vergütung 

qualifizierter Mitarbeiter im Bereich der Anlageberatung, 

Kundenbetreuung sowie in qualitätsverbessernden Funktionen 

wie der Rechtsabte ilung, Compliance -Funktion, Internen Revision, 

und zwar in dem ggf. durch Schätzung zu ermit telnden Umfang, 

in dem das Aufgabenspektrum der Mitarbeite rtätigkeit darauf 

ausgerichtet ist, die Qualität der für den Kunden erbrachten 

Dienstlei stungen im Sinne des § 31d WpHG zu sichern oder zu 

verbessern ;  Gewährung von So ndergratifikationen, sofern die se 

ausschließlich an die Erreichung qualitativer Ziele geko ppelt sind )  

 

-  Qualifizierung und Information der Mitarbeiter  

(z. B. Qualifizierung durch Schulungen, Bereitstellung von  

Fortbildungsunterlagen, Einsatz von E -Learning -Systemen;  

Information durch Z uleitung von Finanzanala ysen,  

Produktinformationsveranstaltungen, Zugriff auf  

Drittinformations -  und ïverbreitungssysteme, sonstige  

Bereitstellung von Informationsmaterialien)  

 

-  Information der  Kunden (z. B. Erstellung, Aktualisierung und 

Vorhaltung von P roduktinformationsunterlagen; Bereitstellung 

und Pflege  leistungsfähiger Inte rnetportale mit aktuellen 

Marktdaten, Charts,  Research -Material, Veranstaltungsk alender, 

Währung srechner,  Renditerechner, Value -at - risk -Kalkulator, 

Break -even -Rechner,  Rohstoffein heiten -Rechner, Zinsrechner ; 

Kundeninformationsveranstaltungen zu spezif ischen Markt -  und 

Anlagethemen )  

 

-  Qualitätssicherungs -  und -verbesserungsprozesse  

(z. B. Prozesse zur Genehmigung und Einführung neuer Produkte  

und Geschäft saktivitäten; Mitschnitt u nd Auswertung von  

Beratungsgesprächen ;  Prüfungen und Anzeigen der Unternehmen 

in Zusammenhang mit der Datenbank nach § 34d WpHG )  

 

2.  Die Aufzählung der Cluster des Kataloges  ist nicht abschließend. 

Die Cluster kö nnen vom Unternehmen entsprechend erweitert 

werden.  

 

3.  Sofern eine genaue betragsmäßige Bezifferung der Maßnahmen 

der Qualitätsve rbesserung nur mit erheblichem Aufwand möglich 

ist, können vom Unternehmen auch Schätzungen vo rgenommen 

werden.  
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4.  Soweit Zuwendungen in dem Geschäftsjahr, in dem sie de m 

Unternehmen zug eflossen sind, nicht für Maßnahmen der 

Qualitätsverbesserung  verwendet wurden, sind sie in dem 

Verwendungsverzeichnis als solche auszuwe isen . 

 

5.  Zuwendungen können auch, soweit diese im laufenden 

Geschäftsjahr nicht ve rwendet wurden, im F olgejahr für 

Maßnahmen der Qualitätsverbesserung verwendet we rden.  

 

6.  Auf Nachfrage hin muss das 

Wertpapierdienstleistungsunte rnehmen in der Lage sein, der 

Bundesanstalt die Verwendung der vereinnahmten monetären 

Zuwe ndungen für Maßnahmen der Qualitätsver besserung  im 

Einzelnen genauer darzul egen . 

 

AT 8.2.3 Qualitätsverbesserung  

 

Als Verbesserung der Qualität der für die Kunden erbrachten 

Dienstleistungen (Qualität sverbesserung) ist auch die Qualitätssicherung 

anzusehen, da jede Qual itätsverbesserung die Si cherung des bisher 

erreichten Qualitätsstandards notwe ndigerweise voraussetzt. Auch die 

Verwendung vereinnahmter monetärer Zuwendungen für Sachmittel, 

Persona lressourcen oder sonstige Infrastruktur, die das 

Wertpapierdienstleistungsunterne hmen mitunter ohn ehin nach § 25a 

Abs. 1 KWG oder § 33 Abs. 1 WpHG vorzuhalten verpflic htet ist, wie 

beispielsweise die Com pliance -Funktion oder andere Kontrolleinheiten, 

ist als Maßnahme der Qualitätsverbesserung anerke nnungsfähig.  

 

 

AT 8.3 Aufzeichnungspflichten im Zusamm enhang mit der 

Geeignetheit sprüfung nach §  31 Abs.  4, Abs.  4a WpHG  

 

Die Aufzeichnungspflicht aus §  14 Abs.  1 Satz  1 WpDVerOV in Bezug auf 

die Durchfü hrung der Geeignetheitsprüfung nach § 31 Abs. 4, Abs. 4a 

WpHG wird nachfolgend näher konkretisiert.  

 

1.  Die Wertpapierdienstleistungsunternehmen müssen z umindest  

 

a.  angemessene Vorkehrungen für die Aufzeichnung und 

Aufb ewahrung festlegen, um eine ordnungsgemäße und 

transparente Dokumentation der Geeignetheit sprüfung zu 

gewährleisten, einschließlich aller Anlageb eratungen und aller 

getätigten Anlagen (bzw. der Auflösung von Anl agen);  
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b.  dafür Sorge tragen, dass die Vorkehrungen für die 

Aufzeichnung so gestaltet sind, dass die Aufdeckung von 

Fehlern bei der Geeignetheitsprüfung (wie etwa der Vertrieb 

ungeeigneter Pro dukte) im Nachgang zur Aufzeichnung 

möglich ist;  

 

c.  in ausreichendem Maße Verfahren vorsehen, um Mängeln oder 

Einschränkungen bei den Vorkehrungen für die 

Aufzeichnu ngen entgegenzuwirken.  

 

2.  Die Wertpapierdienstleistungsunternehmen müssen ihr Regelwerk 

hinsichtlich der Aufzeichnungen so gestalten, dass sie im 

Nachhinein in die Lage versetzt werden, feststellen zu können, 

warum eine Anlage get ätigt wurde.  

 

 

3.  Ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen hat daher alle 

relevanten Informationen zur Geeignetheit sprüfung 

aufzuzeichnen, wie etwa die Informationen über den Ku nden 

(auch zur Art und Weise, wie diese Informationen zur 

Bestimmung des Risik oprofils des jeweiligen Kunden genutzt und 

ausgelegt wurden) sowie die Informati onen über die 

Finanzinstrumente, die  dem Kunden empfohlen oder in seinem 

Namen gekauft wurden. Die Au fzeichnungen müssen Folgendes 

beinhalten:  

 

a.  alle vom Unternehmen vorgenommenen Änderungen 

hinsichtlich der  G eeignetheitsprüfung, insbesondere 

Änderungen am Anlagerisikoprofil des Kunden;  

 

b.  die Art von Finanzinstrumenten, die auf dieses Profil passen, 

eine Begründung hierfür sowie sämtliche Änderu ngen und die 

Gründe dafür.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die  unter 3. aufgeführten  

Informati onen, soweit die Anlageberatung gegenüber 

Privatkunden  erbracht wird, im Beratungsprotokoll gemäß §  34 

Abs.  2a WpHG enthalten sind, soweit dieses alle gesetzlich 

geforderten Inhalte au fweist.  

 

 

AT 9 Anforderung an das Outsourcing nach §  33 Abs.  3 WpHG  
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1.  Neben den Anforderungen aus §§  25a Abs.  2 KWG, 33 Abs.  2 WpHG 

sowie von AT  9 der MaRisk sind die Vorgaben aus §  33 Abs.  3 WpHG 

einzuhalten, soweit einschlägig.  

 

2.  Die Auslagerung der Finanzportfolioverwaltung für Privatkunden im 

Sinne von §  31a Abs.  3 WpHG an ein Unternehmen mit Sitz in einem 

Drittstaat darf gemä ß §  33 Abs.  3 Satz  1 Nr.  1 WpHG nur unter der 

zusätzlichen Voraussetzung erfolgen, dass das 

Auslagerungsunternehmen für diese Dienstleistung in diesem Staat 

zugelassen oder registriert und von der Behörde beaufsichtigt wird, 

die in der Liste der Aufsichtsb ehörden mit Sitz in einem Drittstaat, 

mit denen die Bundesanstalt eine angemessene 

Kooperationsvereinbarung gemäß §  33 Abs.  3 Satz  1 Nr.  1 WpHG 

unterhält  (hier Verlinkung ) enthalten ist.  

 

3.  Die Auslagerung der Finanzportfolioverwaltung für Privatkunden an 

ein Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat darf gemäß §  33 Abs.  3 

Satz  1 Nr.  2 WpHG ohne Vorliegen der Voraussetzungen nach Tz. 1 

auch dann erfolgen, wenn das 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen der Bundesanstalt die 

Auslagerung zuvor anzeigt und die Bund esanstalt die Auslagerung 

nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums beanstandet. Die 

angezeigte Auslagerung wird in der Regel nicht von der 

Bundesanstalt beanstandet, wenn die in der Liste der Bedingungen, 

bei deren Vorliegen die Bundesanstalt eine ihr angezeigte 

Auslagerungsvereinbarung der Finanzportfolioverwaltung an ein 

Unternehmen mit Sitz in einem Drittstaat gemäß § 33 Abs. 3 Satz 1 

Nr. 2 WpHG in der Regel nicht beanstandet  enthaltenen 

Voraussetzungen gegeben sind (  hier Verlinkung ).  

 

Als angemesse ner Zeitraum ist grundsätzlich ein Zeitraum von drei 

Monaten anzusehen, wenn nicht im Einzelfall aufgrund der 

Besonderheiten des und/oder der Komplexität des Sachverhalts ein 

längerer Zeitraum zur abschließenden Prüfung durch die 

Bundesanstalt erforderlich  ist.  

 

4.  Besondere Erläuterungen zur teilweisen oder vollständigen 

Auslagerung der Compliance -Funktion finden sich im Modul BT 1.3.4.  
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BT: Besondere Anforderungen nach §  31 ff. WpHG  

 

BT 1 Organisatorische Anforderungen und Aufgaben der 

Compliance - Funktion  na ch § 33 Abs.  1 WpHG  

 

Dieses Modul erläutert die Anforderungen an die Organisation und die 

Täti gkeit der Compliance -Funktion aus §  33 Abs.  1 WpHG und §  12 

WpDVerOV. Bei der Umsetzung durch die 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen findet das 

Proportionalität sprinzip nach §  33 Abs.  1 S.  3 WpHG Anwendung.  

 

BT 1.1 Stellung der Compliance -Funktion  

 

1.  Die Geschäftsleitung eines Wertpapierdienstleistungsunternehmens 

muss eine angemessene, dauerhafte und wirksame Compliance -

Funktion ei nrichten und ausstatten, die ihre  Aufgaben unabhängig 

wahrnehmen kann. Sie trägt die Gesamtverantwortung für die 

Compliance -Funktion und überwacht deren Wirksamkeit.  

 

2.  Die Compliance -Funktion ist ein Instrument der Geschäftsleitung. Sie 

kann auch einem Mitglied der Geschäftsleitung unterst ellt sein. 

Unbeschadet dessen ist sicherzustellen, dass der Vorsitzende des 

Aufsichtsorgans unter Einbeziehung der Geschäftsleitung direkt beim 

Compliance -Beauftragten Auskünfte einholen kann 4.  

 

3.  Das Wertpapierdienstleistungsunternehmen muss einen Complianc e-

Beauftragten benennen, der unbeschadet der Gesamtverantwortung 

der Geschäftsleitung für die Compliance -Funktion sowie die Berichte 

an die Geschäftsleitung und das Aufsichtsorgan verantwortlich ist. 

Der Complia nce-Beauftragte wird von der Geschäftsleitung  bestellt 

bzw. entlassen.  

 

4.  Die Bedeutung der Compliance -Funktion soll sich an ihrer Stellung in 

der Unternehmensorganisation widerspiegeln.  

 

5.  Das Wertpapierdienstleistungsunternehmen fördert und bestärkt eine 

unternehmensweite ĂCompliance-Kulturñ, durch die 

Rahmenbedingungen für eine Förderung des Anlegerschutzes durch 

die Mitarbeiter und eine ang emessene Wahrnehmung von 

Compliance -Angelegenheiten geschaffen we rden.  

 

BT 1.2 Aufgaben der Compliance -Funktion  

                                           
4 Wenn das Wertpapierdienstleistungsunternehmen einen Prüfungsau sschuss eingerichtet 

hat, kann alternativ sichergestellt werden, dass der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

die Auskün fte einholen kann.  
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BT 1.2.1 Überwachungsaufgaben der Compliance -Funkti on  

 

1.  Die Compliance -Funktion überwacht und bewertet die im 

Unternehmen aufgestellten Grundsätze und eingerichteten Verfahren 

sowie die zur B ehebung von Defiziten getroffenen Maßnahmen.  

 

2.  Die Compliance -Funktion hat durch regelmäßige risikobasierte 

Überw achun gshandlungen darauf hinzuwirken, dass den 

aufgestellten Grundsä tzen und eingerichteten Verfahren, somit den 

Organisations -  und Arbeit sanweisungen des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens, nachgeko m men wird und 

dass die Mitarbeiter der Geschäftsbereiche, d ie 

Wertpapie rdienstleistungen erbringen, das nötige Bewusstsein für 

Compliance -Risiken aufweisen.  

 

3.  Es ist Aufgabe der Compliance -Funktion, dafür Sorge zu tragen, dass 

Int eressenkonflikte vermieden werden bzw. unvermeidbaren 

Interessenko nflikten ausreichen d Rechnung getragen wird. Dies gilt 

insbesondere hi nsichtlich der Wahrung der Kundeninteressen. Des 

Weiteren hat die Com pliance -Funktion darauf hinzuwirken , dass 

organisatorische Vorkehrungen im Unternehmen getroffen werden, 

um die unzulässige Weitergabe v on compliance - relevanten 

Informationen im Sinne von AT  6.1 dieses Run dschreibens zu 

verhindern.  

 

BT 1.2.1.1 Risikoanalyse  

 

1.  Umfang und Schwerpunkt der Tätigkeit der Compliance -Funktion 

sind auf Basis einer Risikoanalyse festzulegen. Die Compliance -

Funktion  führt eine solche Risikoanalyse in regelmäßigen Abständen 

durch, um die Aktualität und Angemessenheit der Festlegung  zu 

überprüfen. Neben der regelmäß igen Überprüfung identifizierter 

Risiken ist im Bedarfsfall eine Ad -hoc -Prüfung vorzunehmen, um 

aufkommen de Risiken in die Betrachtung mit einzubeziehen. 

Aufkommende Risiken können z.B. solche aus der Erschli eßung 

neuer Geschäftsfelder oder aufgrund von Änderungen in der Struktur 

des Wertpapierdienstleistungsunternehmens sein.  

 

2.  Im Rahmen ihrer regelmäßigen Ri sikoanalyse ermittelt die 

Compliance -Funktion das Risikoprofil des 

Wertpapierdienstleistungsunternehmens im Hinblick auf Compliance -

Risiken. Das Risikoprofil wird auf Basis von Art, Umfang und 

Komplexität der angebotenen Wertpapierdienstleistungen und 

Wert papiernebendienstleistungen sowie der Arten der gehandelten 
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und vertriebenen Finanzinstrumente bestimmt. Dabei sind die von 

dem Wer tpapierdienstleistungsunternehmen und seinen Mitarbeitern 

einzuhaltenden Verpflichtungen nach dem WpHG, die bestehenden 

Organ isations -  und A rbeitsanweisungen bzw. ïAbläufe sowie 

sämtliche Überwachungs -  und Kontrollsysteme im Bereich der 

Wertpapierdienstleistungen zu berücksic htigen. Darüber hinaus sind 

die Ergebnisse bisheriger Überwachungshan dlungen durch die 

Compliance -Funktio n, durch die interne Revision und die 

Prüfungsergebnisse externer Wirtschaftsprüfer sowie alle sonstigen 

rel evanten Erkenntnisquellen, wie etwa aggregierte 

Risikomessungen, in die Risikoanalyse mit einzubeziehen.  

 

BT 1.2.1.2 Überwachungshandlungen  

 

1.  Die Com pliance -Funktion überprüft, ob die in den Organisations -  und 

Arbeitsanweisungen aufgeführten Kontrollhandlungen durch die 

Fachabte ilungen regelmäßig und ordnungsgemäß ausgeführt werden.  

 

2.  Zusätzlich sind eigene Vor -Ort -Prüfungen oder andere eigene 

Prüfungen  der Compliance -Funktion vorzunehmen. Hierbei hat der 

Compliance -Beauftragte risikoorientiert zu bestimmen, welche Vor -

Ort -Prüfungen seine Organisationseinheit selbst vornimmt 

(Kernbereich Compliance) 5. Dies ist prüfungstechnisch 

nachvollziehbar zu begründen. Die Anzahl der Stichpr oben ist 

festzuhalten.  

 

3.  Die vorzunehmenden Überwachungshandlungen dürfen nicht 

ausschlie ßlich auf Prüfungsergebnisse der internen Revision gestützt 

werden.  

 

4.  Für die notwendigen Überwachungshandlungen müssen geeignete 

Quellen, Methoden und Instrumente herangezogen werden. 

Beispielsweise  

 

¶ soll eine Auswertung von Berichten erfolgen, die die 

Aufmerksamkeit der Geschäftsleitung auf wesentliche 

Abweichungen zwisc hen erwart eten und tatsächlichen Abläufen 

(Bericht über Ausfallerscheinungen) oder auf Situationen, die ein 

Tätigwerden erfordern (Problembericht), lenken;  

 

                                           
2 Es wird darauf hingewiesen, dass etwa die Churning -Kontrolle typischerweise unmittelbar 

durch Mitarbeiter der Compl iance -Funktion erfolgt.  
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¶ sollen Arbeitsabläufe beobachtet, Akten geprüft und/oder 

Interviews mit verantwortlichen Mitarbeite rn durchgeführt 

werden;  

 

¶ wird eine Handelsüberwachung empfohlen.  

 

5.  Die Compliance -Funktion überwacht den Ablauf des 

Beschwerdeverfahrens und zieht Beschwerden als eine 

Informationsquelle im Kontext ihrer allg emeinen 

Überwachungsaufgaben heran. Das 

Wertpapi erdienstleistungsu nternehmen gewährt der Compliance -

Funktion uneingeschränkten Zugang zu allen Beschwerden. Die 

Compliance -Funktion muss jedoch nicht an der operativen 

Bearbeitung der Beschwerden beteiligt sein.  

 

6.  Die Überwachungshandlungen werden unter Ber ücksichtigung der 

Kontro llen der Geschäftsbereiche, der vom 

Wertpapierdienstleistungsunterne hmen einzuhaltenden 

aufsichtsrechtlichen Anforderungen sowie der Pr üfungshandlungen 

der Risikomanagementfunktion, der internen Revision, des 

Controllings oder ander er Kontrollfunktionen im Bereich der 

Wertp apierdienstleistungen durchgeführt.  

 

7.  Es wird empfohlen, dass andere Kontrollfunktionen ihre 

Prüfungshandlu ngen mit den Überwachungshandlungen der 

Compliance -Funktion koord inieren, wobei jedoch die unterschiedliche  

Aufgabenstellung und die Una bhängigkeit der jeweiligen Funktionen 

zu berücksichtigen sind. Im Gege nsatz zu den Prüfungen der 

internen Revision führt die Compliance -Funktion ihre 

Überwachungshandlungen zu den aufgestellten Grundsätzen und 

eingerichteten Ve rfahren im Bereich der Wertpapierdienstleistungen 

und Wertpapiernebendienstleistungen kontinuierlich, nach 

Möglichkeit prozes sbegleitend oder zumindest zeitnah durch.  

 

8.  Soweit Defizite in den Grundsätzen und Verfahren festgestellt 

werden, hat die Compliance -Funktion die notwendigen Maßnahmen, 

die zur Behebung von Defiziten im Bereich der bestehenden 

organisatorischen Vorkehrungen notwendig sind, zu ermitteln und 

die Geschäftsleitung darüber zu info rmieren sowie die 

Implementierung von Maßnahmen zu überwachen  und regelmäßig zu 

bewerten. Zur Überprüfung ist wiederum die Vornahme 

entsprechender Überwachungshandlungen erforderlich.  

 

BT 1.2.2 Berichtspflichten der Compliance -Funktion  
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1.  Das Wertpapierdienstleistungsunternehmen stellt sicher, dass 

regelmäßig schriftl iche Compliance -Berichte an die Geschäftsleitung 

übermittelt we rden. Die Berichte enthalten eine Beschreibung der 

Umsetzung und Wir ksamkeit des gesamten Kontrollwesens 

hinsichtlich Wertpapierdienstlei stungen sowie eine 

Zusammenfassung der identifizierten R isiken und der durchgeführten 

bzw. durchzuführenden Maßnahmen zur Behebung bzw. Beseitigung 

von Defiziten und Mängeln sowie zur Risikoreduzierung. Die Berichte 

müssen in angemessenen Zeitabständen, zumindest einmal jäh rlich 

erstellt werden.  

 

2.  Über die Angab e in den regelmäßigen Berichten hinaus, hat der 

Complia nce-Beauftragte der Geschäftsleitung erhebliche 

Feststellungen, wie etwa schwerwiegende Verstöße gegen die 

Vorschriften des WpHG, unverzüglich mittels eines anlassbezogenen 

Ad-hoc -Berichts mitzuteilen.  Der Bericht hat einen Vorschlag 

hinsichtlich zu ergreifender Abhilfemaßnahmen zu enthalten.  

 

3.  Die Berichte sind auch dem Aufsichtsorgan zu übermitteln, falls ein 

solches vorhanden ist.  Die Übermittlung des Berichts an das 

Aufsichtsorgan erfolgt jedoch grun dsätzlich über die 

Geschäftsleitung. Eine Verpflichtung, Com pliance -Berichte ohne 

vorherige Information der Geschäftsleitung unmitte lbar an das 

Aufsichtsorgan zu übermitteln, besteht nicht.  

 

4.  Durch die Geschäftsleitung veranlasste, inhaltliche Änderungen d es 

Berichts sind gesondert zu dokumentieren. Über diese Änderungen 

ist der Vorsitzende des Aufsichtsorgans zu informieren.  

 

5.  Die Compliance -Berichte sollen sich auf alle Geschäftsbereiche 

erstrecken, die an der Erbringung von Wertpapierdienstleistungen 

und  Wertpapie rnebendienstleistungen beteiligt sind. Falls ein Bericht 

nicht sämtliche di eser Bereiche abdeckt, ist dies ausführlich zu 

begründen.  

 

6.  Die Compliance -Berichte müssen, soweit einschlägig, zumindest die 

fo lgenden Angaben enthalten:  

 

¶ eine Zusammenfas sung der wesentlichen Feststellungen aus der 

Prüfung der Grundsätze und Verfahren des 

Wertpapierdienstleistungsu nternehmens;  

 

¶ eine Zusammenfassung der von der Compliance -Funktion 

durchgefüh rten Prüfungen (insbesondere Vor -Ort -Prüfungen und 

Aktenprüfungen),  unter Angabe der in der Organisation und dem 
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jeweiligen Compliance -Prozess festgestellten Verstöße und 

Mängel sowie der angemessenen Maßnahmen, die daraufhin 

ergriffen wurden;  

 

¶ eine Beschreibung der Risiken, die in dem von der Compliance -

Funktion überwach ten Bereich identifiziert wurden;  

 

¶ falls die Geschäftsleitung hierauf nicht bereits auf anderem Wege 

au fmerksam gemacht wurde: eine Darstellung der im 

Berichtszeitraum eingetretenen relevanten Änderungen und 

Entwicklungen regulator ischer Anforderungen sowi e die zur 

Sicherstellung ihrer Einhaltung e rgriffenen bzw. zu ergreifenden 

Maßnahmen;  

 

¶ die Angabe sonstiger im Berichtszeitraum aufgetretener 

wesentlicher Sachverhalte mit Compliance -Relevanz oder 

sonstiger erforderlicher Maßnahmen und Strategien, zu dene n im 

Berichtszeitraum gewonnene Erkenntnisse Anlass geben ;  

 

¶ falls die Geschäftsleitung hierauf nicht bereits auf anderem Wege 

au fmerksam gemacht wurde: Angaben zum wesentlichen 

Schriftwechsel mit den zuständigen Aufsichtsbehörden;  

 

¶ Angaben zur Angemessenhe it der Personal -  und Sachausstattung 

der Compliance -Funktion;  

 

7.  Die Compliance -Funktion prüft anlässlich jedes Compliance -Berichts, 

ob eine Berichterstattung auch an die übergeordnete Compliance -

Funktion innerhalb des Unternehmensverbunds erforderlich ist.  

 

BT 1.2.3 Beratungsaufgaben der Compliance -Funktion  

 

1.  Das Wertpapierdienstleistungsunternehmen stellt sicher, dass die 

Com pliance -Funktion ihren Beratungspflichten nachkommt. Zu 

diesen zählen unter anderem die Unterstützung bei 

Mitarbeiterschulungen, die t ägliche Betreuung von Mitarbeitern und 

die Mitwirkung bei der Erstellung neuer Grundsätze und Verfahren 

innerhalb des Wertpapierdienstleistungsunte rnehmens.  

 

2.  Das Wertpapierdienstleistungsunternehmen sorgt dafür, dass seine 

Mita rbeiter in ausreichendem Maße  geschult sind. Die Compliance -

Funktion u nterstützt die operativen Bereiche (d.h. sämtliche 

Mitarbeiter, die direkt oder indirekt an der Erbringung von 

Wertpapierdienstleistungen beteiligt sind) bei der Durchführung von 

Schulungen oder führt diese selbst d urch. Hierbei hat die 
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Compliance -Funktion insbesondere folgende Schwerpunkte zu 

berücksichtigen:  

 

¶ interne Grundsätze und Verfahren des 

Wertpapierdienstleistungsunte rnehmens und seine 

organisatorische Struktur im Bereich der 

Wertp apierdienstleistungen;  

 

¶ Anforderungen des WpHG ,der WpDVerOV  und der WpHGMaAnzV , 

einschlägige Verlautbarungen  von ESMA  (insb. Leitlinien) , 

Verlautbarungen der Bundesanstalt sowie a ndere relevante 

aufsichtsrechtliche Anforderungen, jeweils einschließlich 

möglicher Änderungen.  

 

3.  Schulu ngen müssen in regelmäßigen Abständen und 

erforderlichenfalls anlassbezogen durchgeführt werden. Die 

Schulungen sind je nach Bedarf an alle Mitarbeiter, einzelne 

Geschäftsbereiche oder einzelne Mitarbeiter zu richten.  

 

4.  Die Schulungsinhalte sind bei  relevan ten Änderungen, wie e twa 

gesetzliche n Neuerungen, neue n Verlautbarungen  von ESMA  (insb. 

Leitlinien)  bzw. Verlautbarungen der Bundesanstalt sowie 

Änderungen der Unte rnehmensorganisation und der Organisations -  

und Arbeitsanweisungen, unverzüglich zu aktualis ieren . 

 

5.  Die Mitarbeiter der Compliance -Funktion haben die 

Geschäftsbereiche und die Mitarbeiter des Unternehmens im Hinblick 

auf die Einhaltung der g esetzlichen Bestimmungen sowie der 

Organisations -  und Arbeitsanweisu ngen zu beraten und zu 

unterstützen. Si e stehen insbesondere für Fragen zur Verfügung, die 

sich aus der täglichen Arbeit ergeben.  

 

BT 1.2.4 Beteiligung der Compliance -Funktion an Prozessen  

 

1.  Das Wertpapierdienstleistungsunternehmen stellt sicher, dass die 

Com pliance -Funktion in die Entwicklung d er relevanten Grundsätze 

und Verfa hren im Bereich der Wertpapierdienstleistungen und 

Wertpapiernebe ndienstleistungen, insbesondere in die Erstellung 

interner Organisations -  und Arbeitsanweisungen und deren ständige 

Weiterentwicklung -  soweit diese eine Com pliance -Relevanz 

aufweisen -  eingebunden wird.  

 

2.  Unbeschadet der Verantwortung der operativen Bereiche ist die 

Complia nce-Funktion hierbei möglichst frühzeitig einzubeziehen, um 

darauf hinz uwirken, dass die Organisations -  und Arbeitsanweisungen 
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geeignet sin d, Verstöße gegen die gesetzlichen Bestimmungen zu 

verhindern.  

 

3.  Durch die Einbindung muss es der Compliance -Funktion ermöglicht 

werden, die operativen Bereiche insbesondere bezüglich aller 

strategischen Entscheidungen, wesentlichen organisatorischen 

Veränd erungen ï etwa im Rahmen des Entscheidungsprozesses 

hinsichtlich der Erschließung neuer Geschäftsfelder, Dienstleistungen, 

Märkte und Handelsplätze oder der Au flage neuer Finanzprodukte 

sowie der Einführung neuer Werbestrategien im Bereich der 

Wertpapierdi enstleistungen ï zu beraten und ihre Sachkenn tnis 

einzubringen. Der Compliance -Funktion muss das Recht eingeräumt 

werden, frühzeitig in die Produktgenehmigungsprozesse für 

Finanzinstr umente, die in den Vertrieb aufgenommen werden sollen 

ï etwa durch Interv entionsrechte ï einbezogen zu werden. Ein 

Übergang der Verantwo rtung von den operativen Bereichen auf die 

Compliance -Funktion ist hiermit nicht verbunden.  

 

4.  Im Übrigen bestärkt die Geschäftsleitung die Geschäftsbereiche, die 

Compliance -Funktion in ihre Täti gkeit einzubeziehen. Wenn 

wesentlichen Empfehlungen der Compliance -Funktion nicht gefolgt 

wird, hat die Com pliance -Funktion dies entsprechend zu 

dokumentieren und in ihren Com pliance -Berichten darzustellen.  

 

5.  Das Wertpapierdienstleistungsunternehmen stellt sicher, dass die 

Com pliance -Funktion bei jedem wesentlichen, nicht - routinemäßigen 

Schrif twechsel mit den zuständigen Aufsichtsbehörden im Bereich 

der Wertp apierdienstleistungen und 

Wertpapiernebendienstleistungen und mit  den 

Handelsüberwachungsstellen der Börsen  mit einbezogen wird.  

 

6.  Die Compliance -Funktion ist weiterhin insbesondere bei den 

folgenden Aufgaben einzubeziehen:  

 

¶ Ermittlung der Kriterien zur Bestimmung der Compliance -

Relevanz der Mitarbeiter;  

 

¶ Festlegung der Grundsätze für Vertriebsziele und Bo nuszahlungen 

für Mitarbeiter im Bereich der Wertpapierdienstleistungen und 

Wertpapie rnebendienstleistungen; ist das 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen ein Tochterunternehmen 

einer Gesellschaft mit Sitz im Ausland, das diesbezüglich 

Vorgaben von dieser Ge sellschaft erhält, so prüft die Compliance -

Funktion, ob die Vorgaben des Mutterunternehmens mit den 

deutschen aufsichtsrechtlichen Vorgaben im Einklang stehen;  
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¶ Einrichtung von Vertraulichkeitsbereichen;  

 

¶ Ausgestaltung der Prozesse zur Überwachung der 

Mita rbeitergeschäfte im Unternehmen;  

 

¶ Festlegung der Grundsätze zur bestmöglichen 

Auftragsausführung und gegebenenfalls Grundsätze zur 

Weiterleitung bei Ausführung durch ein drittes Unternehmen;  

 

BT 1.3 Organisatorische Anforderungen an die Compliance -Funktion  

 

BT 1.3.1 Wirksamkeit  

 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen müssen unter Berücksichtigung 

der individuellen Umstände des Unternehmens abwägen, welche 

Vorkehrungen, insbesondere im Hinblick auf Organisation und 

Ausstattung der Compliance -Funktion, am beste n geeignet sind, deren 

Wirksamkeit sicherzustellen. In die Abwägung sind insbesondere 

folgende Kriterien einzubeziehen:  

 

¶ die Art der angebotenen Wertpapierdienstleistungen, 

Wertpapiernebe ndienstleistungen und sonstigen Geschäftsaktivitäten 

(einschließlich derer, die in keiner Verbindung zu 

Wertpapierdienstleistungen und Wertpapie rnebendienstleistungen 

stehen);  

 

¶ die Wechselwirkung zwischen Wertpapierdienstleistungen, 

Wertpapie rnebendienstleistungen und den sonstigen 

Geschäftsaktivitäten;  

 

¶ das Spektrum und da s Volumen der erbrachten 

Wertpapierdienstleistu ngen und Wertpapiernebendienstleistungen 

(im absoluten und relativen Vergleich zu den sonstigen 

Geschäftsaktivitäten), die Bilanzsumme und die Einkünfte aus 

Provisionen, Gebühren und anderen Einkommensquellen im 

Zusammenhang mit dem Angebot von Wertpapierdienstleistungen 

und Wertpapiernebendienstleistungen;  

 

¶ die Art der angebotenen Finanzinstrumente;  

 

¶ die Art der durch das Wertpapierdienstleistungsunternehmen 

angespr ochenen Kunden (professionelle Kunden, Privat kunden, 

geeignete Gege nparteien);  
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¶ die Anzahl der Mitarbeiter;  

 

¶ ob das Wertpapierdienstleistungsunternehmen Teil eines 

Unternehmen sverbunds im Sinne von Art. 1 der Siebenten Richtlinie 

des Rates vom 13.06.1983 über den konsolidierten Abschluss 

(Richtlinie 83/349/EWG) ist;  

 

¶ Dienstleistungen, die durch ein geschäftliches Netzwerk, etwa durch 

ve rtraglich gebundene Vermittler oder Zweigstellen, erbracht 

werden;  

 

¶ grenzüberschreitende Tätigkeiten des 

Wertpapierdienstleistungsunte rnehmens;  

 

¶ Organisations -  und Entw icklungsstand der IT -Systeme.  

 

BT 1.3.1.1 Ausstattung und Budget  

 

1.  Die Compliance -Funktion muss über angemessene Mittel für ihre 

Aufg abenerfüllung verfügen. Bei der Ausstattung der Compliance -

Funktion mit personellen, sachlichen und sonstigen Mitteln, hat d as 

Wertpapierdiens t leistungsunternehmen das Geschäftsmodell, den 

Umfang und die Art der erbrachten Wertpapierdienstleistungen, 

Wertpapiernebendienstleistungen und sonstigen Dienstleistungen  

sowie die daraus resultierenden Aufgaben der Compliance -Funktion 

zu berücksichtigen. Es ist insbesondere auch für eine hinreichende 

IT-Ausstattung der Compliance -Funktion zu sorgen.  

 

2.  Werden in dem Wertpapierdienstleistungsunternehmen für 

bestimmte T ätigkeiten oder Bereiche Budgets vergeben, muss auch 

der Compliance -Funkt ion grundsätzlich ein eigenes Budget zugeteilt 

werden, das dem Compliance -Risiko des Unternehmens angemessen 

Rechnung trägt. Der Compliance -Beauftragte ist bei der Festlegung 

des Budgets hinzuzuziehen. Das Budget kann für 

Wertpapierdienstleistungsunternehm en, die Teil eines Konzerns sind, 

ganzheitlich bestimmt werden. Wesentliche Kürzungen des Budgets 

sind schriftlich zu begründen. Das Aufsichtsorgan ist über alle 

wesentlichen Kürzungen zu informieren.  

 

3.  Werden die Aktivitäten der Geschäftsbereiche wesentlic h erweitert, 

sind Ausstattung und Tätigkeit der Compliance -Funktion an das 

veränderte Compliance -Risiko anzupassen. Die Geschäftsleitung hat 

regelmäßig zu überwachen, ob die Anzahl der Mitarbeiter der 

Compliance -Funktion für die Erfüllung ihrer Aufgaben no ch 

ausreichend ist.  
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BT 1.3.1.2 Befugnisse der Compliance -Mitarbeiter  

 

1.  Die Mitarbeiter der Compliance -Funktion müssen mit den zur 

wirksamen Ausübung ihrer Tätigkeit erforderlichen Befugnissen 

ausgestattet werden. Ihnen ist jederzeit Zugang zu allen relevan ten 

Informationen in Bezug auf ihre Tätigkeit zu gewähren, und sie sind 

in sämtliche relevante Informat ionsflüsse, die für die Aufgabe der 

Compliance -Funktion von Bedeutung sein können, einzubinden. 

Ihnen ist ein uneingeschränktes Auskunfts - , Einsichts -  un d 

Zugangsrecht zu sämtlichen Räumlichkeiten und Unterl agen, 

Aufzeichnungen, Tonbandaufnahmen, Datenbanken und sonstigen 

IT-Systemen sowie weiteren Informationen, die für die Ermittlung 

relevanter Sachverhalte erforderlich sind, zu gewähren. Mitarbeiter 

dür fen die He rausgabe von Unterlagen oder die Erteilung 

compliance - relevanter Au skünfte nicht verweigern. Das Auskunfts - , 

Einsichts -  und Zugangsrecht muss aus eigener Initiative 

wahrgenommen werden können.  

 

2.  Zur ständigen Übersicht des Compliance -Beauftragten über die 

Bereiche des Wertpapierdienstleistungsunternehmens, in denen 

vertrauliche oder für die Aufgabenerfüllung der Compliance -Funktion 

erforderliche Inform ationen aufkommen können, muss ihm 

zusätzlich Zugang zu internen und externen Prüfberichten oder 

anderen Berichten an die Geschäftsleitung bzw. das Aufsichtsorgan 

(soweit vorhanden) gewährt werden , soweit diese für seine Tätigkeit 

relevant sein können . Soweit für die Aufgabenerfüllung der 

Compliance -Funktion erforderlich und gesetzlich zulässig, soll d em 

Compliance -Beauftragten das Recht eingeräumt werden, an 

Sitzungen der Geschäftsleitung oder des Aufsichtsorgans (soweit 

vo rhanden) teilzunehmen. Wird ihm dieses Recht nicht eingeräumt, 

ist dies schriftlich zu dokumentieren und zu erläutern. Um ermitteln  

zu können, bei welchen Sitzungen eine Teilnahme erforderlich ist, 

muss der Complia nce-Beauftragte über eingehende Kenntnisse 

hinsichtlich der Organisation, der Unternehmenskultur und der 

Entscheidungsprozesse des Wertpapie rdienstleistungsunternehmens 

verf ügen.  

 

3.  Um die für ihre Aufgabenerledigung erforderlichen Befugnisse zu 

gewäh rleisten, hat die Geschäftsleitung die Mitarbeiter der 

Compliance -Funktion bei der Ausführung ihrer Aufgaben zu 

unterstützen. Die Wahrnehmung i hrer Befugnisse setzt die 

erforderlic he Sachkunde und die relevanten Fähi gkeiten der 

Mitarbeiter der Compliance -Funktion voraus.  

 




